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Israelis und Palastinenser —
wer baut die Briicken zwischen ihnen?

Theodor Bergmann

Der Nahe Osten gleicht einem grossen Pulverfass und ist ein Brennpunkt
weltpolitischer Probleme. Viele seiner Lander sind arm an Menschen und
Wasser, aber reich an Wiistensand, Erdol und Erdgas. Die Konflikte
rithren also nicht von der «Uberbevolkerung» her, wie man uns in an-
deren Regionen glauben machen will. Der Kampf um das Existenzrecht
Israels und um die Eigenstaatlichkeit der Palastinenser ist nur einer der
zahlreichen Griinde der grossen Spannungen und inneren Unruhe. Eini-
ge andere sind: der Kampf der regionalen Staaten um das Erdol und um
seine Absatzmarkte, der Kampf zwischen Irak und lran, die Kédmpfe
swischen den arabischen Staaten um die «Fuhrungsrolle in der arabi-
schen Nationy, die Angst vieler reaktionarer Regierungen um ihre Macht-
erhaltung (z.B. Saudi-Arabien, andere Olscheichtimer), der Kampf
gegen die Friedenspolitik Agyptens und seine Anerkennung lIsraels, die
brutale Vernichtung der Kommunisten (in Libyen, Irak, Iran), der Wett-
lauf der USA und der SU um Einflusssphéren, die Welle des Fundamen-
talismus, der Zeloten, die nach der Errichtung theokratischer islamischer
Staaten nun den blutigen Kampf der Sekten um das Glaubensmonopol
betreiben. (Handfeste materielle Interessen sind dabei nicht zu uber-
sehen.)

Die lange Liste der Konflikte liesse sich weiter verlangern. Am starksten
fihlen wir uns jedoch betroffen vom langlebigen, scheinbar nicht zu
lbsenden Kampf zwischen Israel und den Palastinensern um das Lebens-
recht im gleichen Land — in Cisjordanien, dem Gebiet zwischen Jordan-
senke und Mittelmeer, bestehend aus Kern-Israel (in den Waffenstill-
standsgrenzen von 1948) plus Westbank und Gazastreifen. Unsere Be-
troffenheit als Linke — ein schillernder Begriff — riihrt nicht von irgend-
einer Art von Kollektivschuld. Leser der Gewerkschaftlichen Rundschau,
den Schreiber dieses Beitrages trifft nicht einmal ein minimaler Anteil an
der passiven Schuld vieler europaischer Regierungen, die Hitler bei
seinen Verbrechen gewahren liessen oder gar mit seinen Zielen sympa-
thisierten; schon gar nicht an der aktiven Schuld nationalsozialistischer
Verbrechen, offen vorangekindigt, offentlich durchgefuhrt von einer
deutschen Regierung mit Unterstiitzung und Beifall mancher noch heute
unter uns weilender Politiker, Professoren, Lehrer, Schreibender. Uns
macht also nicht diese Vergangenheit mitschuldig. Aber wir konnen uns
auch nicht aus der europaischen Geschichte abmelden, sie ignorieren.
Das Problem Israel ist grossenteils durch die Verbrechen des Hitlerismus
im besetzten Europa entstanden. Es wurde verscharft durch die arabi-
schen Politiker jener Zeit, die sich mehrheitlich mit Hitler verbundeten,
jede Immigration nach Palastina verhindern wollten und die fast wehr-
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losen judischen Siedler blutig terrorisierten. Daran zerbrach die Hoff-
nung der meisten Siedler auf friedliche Koexistenz in einem binationalen
Staat.

Aber selbst nach dem Gberwaltigenden militarischen Sieg im Sechstage-
krieg 1967 dachte die Regierung des sozialdemokratischen Minister-
prasidenten Eshkol an eine sofortige Riickgabe aller nun besetzten Ge-
biete, «<sobald der erste Telefonanruf (von den Nachbarstaaten) kommty.
Die Masse der Israeli sagte «Dajenu»’ —ihnen genugten die 20 700 gkm.
Sie firchteten, wie ihr damaliger Verteidigungsminister Dayan sagte, die
demographische Gefahr, in ihrem Lande zur Minderheit zu werden, die
Eskalation der Gewalt und die Demoralisation als Folgen langer Besat-
zung. Mit der Zeit wuchs der Nationalismus, angeheizt durch die Rechts-
krafte in Israel, die Siedlergruppe Gush Emunim, die reaktionaren Anhan-
ger des Rabbi Kahane, der mit seinen Getreuen aus USA «einwandertey.
Der von Begin gefiihrte Rechtsblock Likud sammelte gerade diese Krafte
und versuchte, die orientalischen Juden gegen die europaischen Ein-
wanderer auszuspielen, die etwas fruher gekommen, etwas gebildeter
und nicht in alten Sozialstrukturen gefesselt waren. Die Regierungs-
mehrheit Begins erweist sich als ein prinzipienloser, heterogener Block,
der populistisch-demagogisch agiert und agitiert, den Nationalismus
und die religiose Eiferei schirt, mit Tricks und Wahlgeschenken seine
Koalition zusammenhalt. Menahem Begin selbst, «zunehmend ineffektiv,
mide und zyklischen Stimmungen unterworfen»?, ist zwar noch Meister
der Rhetorik und Demagogie. Aber zu den grossen und weisen Staats-
mannern Israels wird er kaum gerechnet werden. Innenpolitisch polari-
siert er die politischen Krafte. Wirtschaftlich hohlt seine Politik das Land
aus. Aussenpolitisch wird es immer abhangiger von den USA und der
Abenteuerpolitik Reagans, der er Israel als antisowjetischen Sperriegel
anbietet, ein geopolitischer und strategischer Unsinn ersten Grades.
Die aggressive Siedlungspolitik in den besetzten Gebieten grundet spek-
takular immer neue Dorfer und plant, Hunderttausende Israelis und judi-
sche Einwanderer anzusiedeln. Das wirkliche Echo auf die grossen Ko-
sten und Ausgaben ist minimal. Und die meisten der wenigen Siedler
sind Pendler, die ihre Arbeitsplatze in Israel haben. Die wirtschaftliche
Basis der neuen Dorfer ist sehr schwach. So gering der Erfolg ist, so sehr
provoziert diese Politik die ansassige arabische Bevolkerung und erleich-
tert die Agitation der PLO. Aber sie entzweit und spaltet auch die judi-
sche Bevélkerung, deren eine Halfte den militarischen Sinn, die Dauer-
haftigkeit und die Prioritat der Ausgaben nicht akzeptiert. Diese Halfte
wiinscht die knappen Mittel fir die dringenden Verbesserungen in Kern-
Israel zu verwenden.

Ebenso spaltet das Libanon-Abenteuer Israel zutiefst. Noch in keinem
der zahlreichen Kriege gab es eine so grosse und heftige Opposition wie
im Libanon-Krieg. Nicht nur Eltern von Gefallenen protestierten und
demonstrierten, auch aktive Soldaten, hohe Offiziere, Reservisten. Zahl-
reiche Frontoffiziere, auch aus den fir ihre Disziplin geruhmten linken
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Kibbutzim, verweigerten den Militardienst im Libanon, wurden entlas-
sen. Etwa 30 Soldaten aus den Kibbutzim wurden deswegen zu Haft-
strafen verurteilt. Israels grosste Demonstration richtete sich gegen die-
sen ungeliebten, weithin abgelehnten Krieg. Die Teilnehmerzahl wird auf
250000 bis 400000 geschatzt. Neue Friedensgruppen bildeten sich,
neben «Frieden jetzt» die Gruppe «Es gibt eine Grenze» — ein Slogan mit
doppeltem Sinn: Er erinnert an die wirkliche Grenze des Landes und
erklart, dass man genug der Kriege habe. Ferner bildeten sich im birger-
lich-religiosen Lager Gruppen, die aus religios-ethischer Motivation
gegen die Kriegspolitik opponieren.

Denn fur jedermann wird das Verwerfliche und Sinnlose des Libanon-
Krieges offenbar. Dieser militarische Sieg sollte so viele Probleme end-
gultig losen, auch die PLO vernichtend treffen. Es erwies sich als ein
Pyrrhus-Sieg: alle erhofften Fruchte sind Israel bereits entwunden; die
grossen Opfer waren nutzlos. Die Verstrickung in die unldsbaren Briider-
kampfe arabischer Gruppen, Sekten, Kirchen wird immer tiefer. Und
Krieg und Besatzung kosten viel mehr Menschenleben als die jahrelan-
gen Grenzuberfélle aus dem Libanon. Der «Sieg» und das Prestige der
Regierung Begin sind zu einer Falle geworden: die syrische Regierung
bestimmt faktisch mit, unter welchen Bedingungen die israelischen
Truppen aus dem Libanon abziehen werden.

Die Opposition gegen den Rechtskurs, der mit Kraftmeierei und Eiferer-
tum das Land innerlich und nach aussen schwaécht, ist vielfaltig, aber
nicht sehr klar und entschieden in Zielen und Aussagen. Die grosse
Mehrheit des Maarach, der Dachorganisation der drei sozialistischen
Richtungen, ist gegen Libanon-Krieg und Begins Siedlungspolitik, fiir
eine friedliche Losung des Konfliktes; eine Minderheit gehort zu den
«Falkeny» und ubernimmt die «Sicherheitsargumente» ihres verstorbenen
Fuhrers Allon. Aber die Mehrheit des Maarach ist wiederum uneins tiber
den Weg zur Losung, ob Anerkennung der PLO oder «jordanische L6-
sung». Die Frieden-jetzt-Bewegung geht weit tiber den Maarach hinaus,
umfasst grosse Kreise des liberalen, aus Europa kommenden Mittelstan-
des, manche jungere Anhanger der gemaéssigt religiosen Gruppen.

Die Starke der Rechten und Linken, der «Falken» und «Taubeny in der
Gesamtbevolkerung ist schwer auszumachen. In etwa sind die beiden
grossen Lager fast gleich gross. Meinungsumfragen sind in diesem
Lande und unter diesen standig wechselnden Umstanden noch weniger
aussagekraftig als anderswo: Gegenwartig oder nach dem «Sieg» im
Libanon mag Begin mit seinen fragwdrdigen, haufig wechselnden un-
zuverlassigen Koalitionspartnern das Ubergewicht haben. Ich bin aber
uberzeugt, dass ein PLO-Angebot, wie das von Sadat 1977, eine grosse
Mehrheit der Israelis einschliesslich der arabischen Minderheit in Kern-
Israel und der Araber der besetzten Gebiete begeistern wiirde.

Es ware eine unzulassige Vereinfachung, die Schuld fiir den langan-
dauernden Konflikt zwischen Israel und der PLO und fiir den toten Punkt
allein bei der israelischen Seite und der gegenwartigen Regierung Israels
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zu suchen. Man braucht nicht zuriickzugehen in der Geschichte zur
Nazi-Kollaboration der arabischen Politiker oder zu Shukeiri, der die
Juden ins Meer werfen wollte, oder zur PLO-Charta, die die Anerken-
nung lsraels explizite verweigert, oder ahnlichen historischen Fakten.
In der Gegenwart gibt es starke und finanzstarke Krafte in und hinter der
PLO, die aus verschiedenen Griinden Israels Existenzrecht noch immer
nicht anerkennen wollen. Einige milliardenschwere Politiker in Libyen,
Saudi-Arabien, Irak beeinflussen durch ihre Subsidien, ihre «Gastfreund-
schafty und die von ihnen abhangigen Fraktionen die PLO-Entscheidun-
gen.

Es ist unklar, wie stark die Fraktionen der «Anerkenner» und der «Ver-
weigerer» sind und welchen Teil der Palastinenser sie wirklich vertreten.
Aber das Schicksal Sadats und jingst Issam Sartawis zeigt, dass von
machtigen Gruppen Wille zum Frieden mit Israel als Landesverrat und
todeswirdig angesehen wird. Wenn also Arafat selbst bereit ware, das
nach Auschwitz unverzichtbare Existenzrecht Israels anzuerkennen, so
miisste er nicht nur um seine Position als PLO-Fuhrer, sondern um sein
Leben furchten.

Offenbar ist die in sich heterogene PLO-Fihrung und ein Grossteil der
Politiker der arabischen Staaten noch nicht reif, das Faktum Israel volker-
rechtlich anzuerkennen — unabhiangig von den Grenzen, auch nicht in
den Grenzen von 1948-67. Diese politisch-psychologische Hurde
scheint hoher als umgekehrt bei den Israelis die Hirde des Verstandnis-
ses fiir die Unvermeidbarkeit der friedlichen Koexistenz mit einem Pala-
stinenser-Staat auf der Westbank und im Gazastreifen. (Dabei bliebe der
staatsrechtliche Status Ost-Jerusalems noch ein heikles, aber schliess-
lich nicht unlosbares Problem.) Beide Seiten haben also noch Hurden
zu nehmen. In lIsrael ist die Bereitschaft dazu grdsser — trotz Begins
Reden und Scharons «Siegen» (oder gerade wegen der Nutzlosigkeit
dieser Siege). Aber bei einigen PLO-Funktionaren hat ein langsamer
Lernprozess begonnen.

Beiden Seiten liesse sich in Einzelpunkten mangelnde Logik vorwerfen.
Das niitzt aber ebensowenig wie eine Aufrechnung der von beiden
Seiten in einem nun fiinfzigjahrigen Ringen begangenen Untaten. Viel-
mehr kommt es darauf an, Briicken zu schlagen, iber die man zu einem
Frieden schreiten kann, in dem das gegenseitige Misstrauen allmahlich
abgebaut wird. Das ware die grosse Aufgabe von Linken und Interna-
tionalisten in einer Zeit tiberall und gefahrlich wachsender Nationalis-
men. Linke in Europa — was immer dieser schillernde Begriff heute
bedeuten mag — haben eine besondere Verantwortung. Sie mussen mit
Worten wie Faschismus, Rassismus, Antizionismus sehr sparsam umge-
hen.

Diese Worte, wie auch die von Begin allzuoft benutzten Worte von
Holocaust und Genocid3, werden allmahlich abgenutzt und die in der
Menschheitsgeschichte einzigartigen Verbrechen des Hitlerregimes
durch unsinnige Vergleiche bagatellisiert.
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Weder die Sozialistin Golda Meir noch der reaktionare Begin sind Fa-
schisten, wenn auch Tendenzen zum Abbau demokratischer Rechte und
Verfahren unter Begin unverkennbar sind. Israel ist nicht gleich Sudafri- -
ka, auch wenn moslemische Araber nicht in der Armee dienen (durfen).
Europdische Linke sollten ihren palastinensischen Gésten erklaren, was
und wie der Hitlerismus wirklich war, damit auch sie ihre Worte besser
wahlen.

Die Gleichsetzung von Zionismus mit Rassismus ist falsch. Denn der
Zionismus war die nationale Befreiungsbewegung der Juden, leider die
einzige Kraft, die Juden vor der europaweiten Vernichtung von 1933-45,
vor der Endlésung der Judenfrage zu retten versuchte. Mit der Staats-
griindung 1947/48 hat der Zionismus seine historische Aufgabe erfullt.
Antizionismus heute bedeutet die Negierung dieses Staates, in dem etwa
3,5 Millionen Juden leben. Die feine Unterscheidung zwischen Antizio-
nismus und Antisemitismus bedeutet wenig. Denn auch jene Halfte der
israelischen Juden, die mit den Demarkationslinien von 1948 als Gren-
zen zufrieden sind, alle Expansionswiinsche der Rechten ablehnen,
leben dort dank dem Erfolg der zionistischen Bewegung. Unsinnig und
unrealistisch ist auch die scheinbar internationalistische Forderung der
Auflosung des Nationalstaates Israel und seiner Ersetzung durch einen
«laizistischen» Staat von Moslems, Juden und Christen.

(Wer das Uibrigens ernsthaft vorschlagt, konnte sich nicht mit logischen
Argumenten gegen Begins Siedlungspolitik in den besetzten Gebieten
wenden!)

Alle Bemihungen um Gesprache zwischen den Friedenswilligen in Israel
und bei der PLO sind zu unterstutzen. Druck ist notwendig auf beide
Seiten zur gegenseitigen Anerkennung, die den Weg freimacht fur einen
palastinensischen Staat neben Israel im Gebiet westlich des Jordan
(West Bank und Gaza-Streifen). Friedliche Koexistenz kann zur Zusam-
menarbeit bei der wirtschaftlichen Entwicklung fuhren, die Raum far
beide Volkswirtschaften schafft. Fur die Rustungsindustrie sehr eintragli-
che massive Ristungslieferungen heizen die Gegensatze an, verfuhren
die Ultras zu weiteren militarischen Aktionen und hohlen die Wirt-
schaftskraft der armen Nahostlander aus. Ristungsgeschéafte und -ex-
porte aus europaischen Landern zu verhindern, sollte ein wichtiges An-
liegen der Linken sein.

Einige deutsche Schriftsteller haben jiingst ihre Teilnahme an einer is-
raelischen Buchausstellung abgesagt — offenbar als Protest gegen Begins
Politik. Der Protest ist zu begrussen. Aber ist er wirksam? Ware es nicht
wirksamer, wenn unbelastete und geachtete Schriftsteller in Jerusalem
ihre Kritik offentlich vortrigen und damit die Opposition gegen diese
Regierung durch teilnehmende Solidaritat ermutigten und bestarkten?

" Hebraisch fiir: «Es genuigt unsy.

250 die angesehene Zeitung «Jerusalem Post» in ihrer Wochenausgabe fiir 13.-19.2.83.

3 Holocaust steht fiir nazistische «Endlésung der Judenfrage»;, Genocid fir Vernichtung
ganzer Stamme oder Volker.

256



	Israelis und Palästinenser : wer baut die Brücken zwischen ihnen?

